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Satzung Digitales Hannover e.V. 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

§ 1 Nr. 1 Der Verein führt den Namen „Digitales Hannover“. Er soll in das Ver-
einsregister eingetragen werden und führt dann den Zusatz „e. V.“. 

 
§ 1 Nr. 2 Der Verein hat seinen Sitz in Hannover. 

 
§ 1 Nr. 3 Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

 
§ 1 Nr. 4 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck und Aufgaben 
 

§ 2 Nr. 1 Der Verein hat den Zweck und die Aufgaben… 
 

‒ die Digitalisierung in der Stadt und der Region Hannover erfolgreich zu 
gestalten und konstruktiv zu begleiten, um Wachstum, Wettbewerbs-
fähigkeit und Lebensstandard zu sichern und zu steigern und so Stadt 
und Region Hannover zukunftsfähig zu machen; 

‒ gemeinsam und überparteilich – als ein Netzwerk von Bürgerinnen 
und Bürgern, Unternehmen, Wissenschafts- und Bildungseinrichtun-
gen, Vereinen, Verbänden und Verwaltung – an einer gesamtgesell-
schaftlichen digitalen Agenda und Identitätsbildung mitzuarbeiten; 

‒ vorhandene Digitalisierungsprojekte aus der Bürgerschaft, Vereinen, 
Verbänden, Unternehmen, Wissenschaft und Bildung sowie der Ver-
waltung sinnvoll miteinander zu verknüpfen und zu unterstützen; 

‒ neue Projekte zu initiieren und umzusetzen; bei der Betrachtung von 
Projekten sollen die Werte „technologisch vorausschauend“, 
„menschlich verbindend“ und „wirtschaftlich strahlend“ berücksich-
tigt werden; 

‒ Digitalisierung neu- und mitzugestalten und dabei alle Lebensberei-
che zu betrachten und auch Aufklärung zu leisten sowie Ängste und 
Bedenken zu erkennen und abzubauen; dabei bedeutet Digitalisierung 
mehr als die rein technologie-, forschungs- und wissensbasierte Wirt-
schaftsentwicklung; sie eröffnet zahlreiche Chancen, das direkte Le-
bensumfeld aller Bürgerinnen und Bürger zu verbessern; 

‒ um übergeordnet Stadt und Region Hannover zu einem digital liebens-
werten Standort zu entwickeln. 

‒ Der Zweck wird insbesondere durch die Entwicklung und Durchfüh-
rung von Veranstaltungsformaten wie Podiumsdiskussionen, Vorträge 
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oder Begegnungs- und Netzwerkveranstaltungen, Konzeption und 
Durchführung von eigenen Projekten, Beteiligung an und Kooperation 
mit weiteren Partnerinstitutionen sowie der öffentlichen Hand und Ko-
ordination von Veranstaltungen und Projekten Dritter erfüllt. 

 

§ 2 Nr. 2 Der Verein kann sich als Gesellschafter an Unternehmen beteiligen, de-
ren Geschäftszweck auf die und §2 Nr.1 formulierten Ziele einzahlen.  

 
§ 2 Nr. 3 Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. 
AO). Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke. 

 
 
§ 2 Nr. 4  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwen-

det werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins, könne aber als Dienstleister zu marktüblichen Preise zur Erbrin-
gung von Dienstleistungen beauftragt werden. Mitglieder wie Vor-
standsmitglieder sind ausschließlich ehrenamtlich tätig. 

 
§ 2 Nr. 5 Der Verein kann zur Durchführung seiner sich gestellten Aufgaben 

besondere Vertreter sowie Personal für besondere oder umfangrei-
che Aufgaben auf Honorarbasis bestellen. Voraussetzung ist jeweils 
eine entsprechende Beschlussfassung der Mitgliederversammlung. 

 
§ 2 Nr. 6 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 

fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. 

 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

 
Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. 
Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet abschließend der 
Vorstand. 

 
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
Die Mitgliedschaft endet 
a) mit dem Tod des Mitglieds, 
b) durch freiwilligen Austritt, 
c) durch Streichung von der Mitgliederliste, 
d) durch Ausschluss aus dem Verein, 
e) bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 
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Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
einem Mitglied des Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalender-
jahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zu-
lässig. 
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung 
des Beitrags im Rückstand ist. Die Streichung ist dem Mitglied schrift-
lich mitzuteilen. 

 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich versto-
ßen hat, durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 
ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied Ge-
legenheit zu geben, sich persönlich zu rechtfertigen. Eine etwaige 
schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der Mitgliederver-
sammlung zu verlesen.  

 
§ 5   Mitgliedsbeiträge 
 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbei-
trages und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung be-
stimmt. 
 
Von den Mitgliedern können Aufnahmegebühren erhoben werden. Die 
Höhe der Aufnahmegebühr und dessen Fälligkeit werden von der Mitglie-
derversammlung bestimmt. 

 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 
Der Vorstand kann mit einfacher Mehrheit über eine betragsfreie „assozi-
ierte Mitgliedschaft“ von natürlichen oder juristischen Personen oder an-
deren Verbänden entscheiden.  
 

 
§ 6 Organe des Vereins 

 
a) der Vorstand 
b) die Mitgliederversammlung 

 
§ 7 Der Vorstand 

 
Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus 
a) dem 1. Vorsitzenden 
b) dem 2. Vorsitzenden 

c) dem Schriftführer 
d) dem Kassenwart 

 
Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Vorstand im Sinne des § 26 
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BGB sowie Beisitzern. Die Besitzer sind nicht Teil des vertretungsbe-
rechtigten Vorstandes im Sinne des § 26 BGB. 

 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich jeweils durch zwei Mit-
glieder des Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. 

 
Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 
 
Der Vorstand kann für die Geschäfts der laufenden Verwaltung einen Ge-
schäftsführer (besonderen Vertreter nach § 30 BGB) bestellen. Dieser ist 
berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teil-
zunehmen. Der Geschäftsführer ist gegenüber dem Vorstand und der Mit-
gliederversammlung verpflichtet. 
 
Der Vorstand kann einzelne Aufgaben der Verwaltung an Dritte vergeben. 
 
Die Übernahme der Geschäftsführung oder einzelner Aufgaben durch 
Dritte ist schriftlich zu vereinbaren. Erfolgt die Übernahme gegen Vergü-
tung, so muss die Vergütung einem Drittvergleich standhalten und darf nur 
erfolgen, soweit entsprechende Mittel zur Verfügung stehen.  

 
§ 8 Amtsdauer des Vorstands 

 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 
zwei Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt je-
doch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. 

 
Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so 
wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied (aus den Reihen der Vereinsmitglie-
der) für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Sollten mehr als 
25 Prozent der Vorstandsmitglieder ausscheiden, so entscheidet die Mit-
gliederversammlung über die Neubesetzung.  

 
 

§ 9 Beschlussfassung des Vorstands 
 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzun-
gen,  
die vom 1. Vorsitzenden oder vom 2. Vorsitzenden schriftlich, fernmünd-
lich oder telegrafisch einberufen werden. In jedem Fall ist eine Einberu-
fungsfrist von drei Tagen einzuhalten. Der Einberufung ist eine 
Tagesordnung beizufügen. 

 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmit-
glieder,  
darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, anwesend sind. Bei 
der  
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Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der 
Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei 
dessen Abwesenheit der 
2. Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwe-
cken zu protokollieren und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

 
Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder fernmündlich 
gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der 
zu beschließenden Regelung erklären. 
 
Der Vorstand kann Gäste zu den Vorstandssitzungen und zu einzelnen 
Punkten der Tagesordnung einladen. 

 
§ 10 Die Mitgliederversammlung 

 
In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied - auch ein 
Ehrenmitglied - eine Stimme. 
Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegen-
heiten zuständig: 
a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes. 
b) Entgegennahme des Kassenberichtes. 
c) Entlastung des Vorstandes. 
d) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages. 
e) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit von Aufnahmegebühren. 
f) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes. 
g) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die 

Auflösung des Vereins. 
h) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

 
 

§ 11 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die ordent-
liche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen durch schriftliche Benachrichti-
gung unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit 
dem auf die Absendung der Einladung folgenden Werktages. Das Einla-
dungsschreiben gilt als dem Mitglied zugegangen, wenn es an die letzte 
vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerich-
tet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

 
§ 12  
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Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 

Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied 
geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Mitglieder-
versammlung einen Leiter. 
 
Das Protokoll wird vom Schriftführer geführt. Ist dieser nicht anwe-
send,  
bestimmt der Versammlungsleiter einen Protokollführer. 

 
Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstim-
mung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der 
Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter 
kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und  
des Fernsehens beschließt die Mitgliederversammlung. 

 
Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unab-
hängig von der Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 

 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit ein-
facher Mehrheit der abgebebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltun-
gen bleiben daher außer Betracht. 

 
Zur Änderung der Satzung (einschließlich des Vereinszweckes) ist je-
doch eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stim-
men. 

 
Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von vier Fünftel der abge-
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

 
Für die Wahlen gilt Folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stich-
wahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimm-
zahlen er- reicht haben. 

 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzu-
nehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollfüh-
rer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort 
und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des 
Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, 
die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei 
Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 
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§ 13 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

 
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitglie-
derversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere An-
gelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tages-
ordnung entsprechend zu ergänzen. Über die Anträge auf Ergänzung der 
Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, 
beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrages ist 
eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erfor-
derlich. Satzungsänderungen, die Auflösung des Vereins sowie die Wahl 
und Abberufung von Vorstandsmitgliedern können nur beschlossen wer-
den, wenn die Anträge den Mitgliedern mit der Tagesordnung angekün-
digt worden sind. 

 
§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversamm-
lung einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des 
Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Zehntel aller 
Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vor-
stand verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung 
gelten die §§ 10, 11, 12 und 13 entsprechend. 

 
§ 15 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 
 
§ 15 Nr. 1  Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit 

der im  
§ 12 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mit-
gliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende 
und der 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass 
der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfä-
higkeit verliert. 

 
§ 15 Nr. 2 Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-

cke ist das Vermögen des Vereins zu steuerbegünstigten Zwecken zu 
verwenden. Beschlüsse über die zukünftige Verwendung dürfen erst 
nach Zustimmung des Finanzamts ausgeführt werden. 

 


